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	Name: Bohn
	Frage1: Wir lehnen die Bindung der Auftragsvergabe des Bundes an die Einhaltung von Tarifverträgen ab. 



Es ist leider eine unsinnige Praxis geworden, Arbeitgeber, die keiner Tarifbindung unterliegen, per se als "schlechte“ Arbeitgeber zu diffamieren. Mit dem Vorstoß, die öffentliche Auftragsvergabe an die Tarifbindung zu knüpfen, folgt die jetzige Bundesregierung dem Weg, den bereits die alte Bundesregierung eingeschlagen hat. Bereits unter der GroKo wurden Gesetze erlassen, die tarifgebundene Unternehmen bevorteilen (Bspw. bei der Reform des AÜG, beim "Betriebsrentenstärkungsgesetz“ oder beim "Entgeltgleichheitsgesetz“). Aus unserer Sicht ist das unzulässig (Negative Koalitionsfreiheit). Es hat seine Gründe (vor allem die hohe Komplexität), warum insbesondere kleine und mittlere Unternehmen die Tarifbindung verlassen oder gar nicht erst eingehen. 1/2 
	Frage2: Es ist nicht die Aufgabe des Staates über eine Praxis der Bevorteilung oder des Zwangs für eine höhere Tarifbindung unter den Unternehmen zu sorgen. Für eine ausreichende Akzeptanz und Attraktivität von Tarifverträgen sind ausschließlich die Tarifpartner verantwortlich. Sollte der Vorstoß zur Verknüpfung der öffentlichen Auftragsvergabe an die Tarifbindung umgesetzt werden, würde das vor allem für kleine und mittlere Unternehmen den Ausschluss von öffentlichen Aufträgen bedeuten. 2/2
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	PLZ: 10117
	Sitz/Wohnort: Berlin
	Vorname: René
	Name der Organisation: DIE FAMILIENUNTERNEHMER 
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